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Niederschrift
zur 21. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Gemeinderates

der Ortsgemeinde Dornholzhausen

Sitzungstermin: Dienstag, 24.01.2023

Sitzungsbeginn: 19:30 Uhr

Sitzungsende: 21:45 Uhr

Ort, Raum: Rathaus, kleiner Saal, Dornholzhausen

veröffentlicht: Mitteilungsblatt „aktuell“ Nr. 3/2023

Anwesend sind:

Unter dem Vorsitz von
Frau Ilona Köhler-Heymann

Von den Ratsmitgliedern
Herr Marko Alberti
Herr Andreas Heymann
Herr Jörg Leicher
Herr Arno Pünger

Von den Beigeordneten
Frau Simone Köhler
Herr Björn Metz

Die Einladung mit Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgte am 17.01.2023 per Rats-Info und
am 19.01.2023 über „Mitteilungsblatt der Verbandsgemeinde BEN“.

Fragen und Einwände zu den eingestellten Niederschriften der Sitzungen vom 18.10. und
22.11.2022 gab es keine.

Es sind mehr als die Hälfte der Ratsmitglieder erschienen, somit ist die Vertretung
beschlussfähig.

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1. Bauangelegenheiten - vorsorglich
1.1. Baugebiet "Am Bioptop"
1.2. Änderungen Flächennutzungsplan

2. Anpassung der Steuerhebesätze für die Grundsteuer A und B, der Gewerbesteuer und
der Hundesteuer sowie Beschlussfassung der Satzung über die Erhöhung der
Steuerhebesätze
Vorlage: 8 DS 16/ 0085

3. Mitteilungen Ortsbürgermeisterin
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3.1. Förderung Feldbergblick
3.2. Schöffenwahl
3.3. Nachtragshaushalt
3.4. Sanierung K 10 Ortslage

4. Anfragen Ratsmitglieder
4.1. Baugebiet "Am Biotop"
4.2. Windpark Süd-West
4.3. Sendemast Mobilfunk
4.4. Risse innerörtliche Straßen

5. Einwohnerfragestunde

Öffentlicher Teil

TOP 1 Bauangelegenheiten - vorsorglich
TOP 1.1 Baugebiet "Am Bioptop"

Die Vorsitzende berichtet vom Stand der Planung Baugebiet „Am Biotop“.
Nach der Ratssitzung vom 18.10.22 wurde die Planung überarbeitet und geht in
Kürze in die Offenlage. Wahrscheinlich im März kann die Satzung endgültig
beschlossen werden. Direkt im Anschluss sollen die Ausschreibungen erfolgen.

TOP 1.2 Änderungen Flächennutzungsplan
Hierzu gab es eine Anfrage der Verbandsgemeinde:
Nach § 11 Absatz 2 des Landesgesetzes über den Zusammenschluss der
Verbandsgemeinden Bad Ems und Nassau Vom 8. Mai 2018 hat die neue
Verbandsgemeinde bis zum 1. Januar 2026 einen Flächennutzungsplan
aufzustellen. Die Flächennutzungspläne der Verbandsgemeinden Bad Ems und
Nassau gelten fort, bis der Flächennutzungsplan der neuen Verbandsgemeinde
wirksam ist.
Es ist Ihnen sicherlich bekannt, dass nach erfolgter Ausschreibung ein
Planungsbüro zur Planungsdurchführung beauftragt wurde. Das Büro hat in
Abstimmung mit der Verwaltung eine erste Bestandsaufnahme in Angriff
genommen und wird gemäß Zeitenplan den neuen Flächennutzungsplan in der
gebotenen Zeit erstellen.
Die Gemeinden haben nun die Möglichkeit, Anträge zur Aufnahme und zur
Änderung des Flächennutzungsplanes vorzubringen.
Hierfür soll Ihnen Zeit bis zum 15.02.2023 eigeräumt werden. Viele Gemeinden
wissen bereits, ob und wo neue Entwicklungen gewünscht werden. Sie werden
gebeten (zur Vollständigkeit und damit nichts vergessen wird) bereits geäußerte
Wünsche nochmals kurz mitzuteilen. Auch für den Fall, dass keine Änderungen
gewünscht werden, wären wir Ihnen für eine kurze Mitteilung dankbar. Schon bald
soll für die begehrten Änderungen die landesplanerische Stellungnahme eingeholt
werden.

Das Problem, das in der Gemeinde besteht, ist das nicht abgeschlossene
Umlageverfahren. Am 28.2. soll hier die Offenlage der Wertermittlung erfolgen.

Ideen zum Flächennutzungsplan sind

1. Ausweisung eines Gebietes, in dem Gewerbe möglich ist.
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2. Biotop am Grundstück 101/0 in der Flur 1

Weitere Ideen vom Gemeinderat werden erbeten bis zum 14.2.2023

TOP 2 Anpassung der Steuerhebesätze für die Grundsteuer A und B, der
Gewerbesteuer und der Hundesteuer sowie Beschlussfassung der Satzung
über die Erhöhung der Steuerhebesätze
Vorlage: 8 DS 16/ 0085
Der Ministerrat hat am 10.05.2022 im 1. Durchgang den Entwurf für ein
„Landesgesetz zur Neuregelung der Finanzbeziehungen zwischen dem Land und
den kommunalen Gebietskörperschaften“ (Landesfinanzausgleichsgesetz - LFAG -
) im Grundsatz beschlossen. Mit Datum vom 12.05.2022 wurde der Geschäftsstelle
des Gemeinde- und Städtebundes der Gesetzesentwurf übermittelt. Anlass für die
Neufassung war insbesondere das Urteil des VGH vom 16.12.2020 mit welchem
diese wesentlichen Regelungen des bisherigen LFAG für unvereinbar mit der
Landesverfassung erklärt und eine Neuregelung des KFA bis zum 31.12.2022
gefordert hat.

Unter anderem sollen sich künftig die Nivellierungssätze der Grundsteuer sowie
der Gewerbesteuer am jeweiligen Bundesdurchschnitt orientieren.

Der Entwurf zum LFAG setzt unter anderem in § 17 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 LFAG
Vomhundertsätze, die so genannten Nivellierungssätze für die Grundsteuer A, die
Grundsteuer B und der Gewerbesteuer fest. Durch die Nivellierungssätze wird
sichergestellt, dass bei der Ermittlung der Steuerkraft nicht das tatsächliche
Aufkommen an Steuern, das die Gemeinde in Abhängigkeit von ihren individuellen
Hebesätzen erzielt, bei der Berechnung der Schlüsselzuweisungen bzw. der
Umlagegrundlagen (z.B. Verbandsgemeinde- und Kreisumlage) zugrunde gelegt
wird, sondern ein „normiertes“ Aufkommen.

Folgende Anhebungen bei den Nivellierungssätzen sind vorgesehen:

– bei der Grundsteuer A von 300 v.H. auf 345 v.H.,
– bei der Grundsteuer B von 365 v.H. auf 465 v.H. und
– bei der Gewerbesteuer von 365 v. H. auf 380 v.H.

In der Bürgermeisterdienstversammlung am 22.09.2022 wurde seitens der
Verwaltung angekündigt, dass die Gemeinden Berechnungen zu den
Auswirkungen der Erhöhung der Nivellierungssätze, sowie einer möglichen
Anhebung der Hebesätze erhalten und eine entsprechende Beschlussvorlage
hierzu vorbereitet wird.

In der Anlage 1 ist dargestellt:

a) das bisherige Steueraufkommen mit den bisherigen Hebesätzen, die sich
daraus ergebenden Umlagebelastungen nach den noch geltenden
Nivellierungssätzen und das der Gemeinde verbleibende
Steueraufkommen;

b) im Vergleich zu a): das bisherige Steueraufkommen mit den bisherigen
Hebesätzen, die sich daraus ergebenden Umlagebelastungen nach den
neuen Nivellierungssätzen und das der Gemeinde (verbleibende)
Steueraufkommen;
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c) das Steueraufkommenmit den Hebesätzen gesteigert in der Höhe, dass bei
Anhebung der jeweiligen Nivellierungssätze, das gleiche bei der Gemeinde
verbleibende Steueraufkommen wie mit den jetzigen Hebe- und
Nivellierungssätzen (s. a) realisiert werden kann,

d) bis e) das Steueraufkommen mit gesteigerten Hebesätzen und der
Anhebung der jeweiligen Nivellierungssätze, die sich daraus ergebenden
Umlagebelastungen nach den geltenden Nivellierungssätzen und das der
Gemeinde dann verbleibende Steueraufkommen.

In der Anlage 1a werden die Auswirkungen noch einmal grafisch dargestellt.

Die Anlage 2 zeigt die Hebesätze aller Ortsgemeinden/Städte für das
Haushaltsjahr 2022 in der Verbandsgemeinde Bad Ems - Nassau.

Die Entscheidungskompetenz über die Hebesätze obliegt der jeweiligen
Kommune. Ob und in welcher Höhe eine Anpassung vorgenommen wird, hängt
natürlich von den spezifischen Gegebenheiten ab (z.B. Haushaltslage der
Gemeinde insgesamt). Die Anlage 1 kann insofern als Entscheidungshilfe
herangezogen werden. In diesem Zusammenhang wird auf § 93 Abs. 4 GemO
hingewiesen, demnach ist der Haushalt in jedem Haushaltsjahr in Planung und
Rechnung auszugleichen. Hierauf hatte das Innenministerium mit Schreiben vom
12.01.2022 hingewiesen.

Nach der VV 1.2 zu § 97 GemO ist eine Anpassung der Realsteuerhebesätze
frühestens zum 01.01.2023 möglich. Grundsätzlich werden die Hebesätze im
Rahmen des Haushaltes 2023 durch die Beschlussfassung der Haushaltssatzung
und deren Veröffentlichung bekannt gemacht. Da voraussichtlich bis zum
31.12.2022 noch nicht alle Haushalte beschlossen sein werden und nach der VV
1.2 zu § 97 GemO die Gemeinden zur rechtzeitigen Unterrichtung der Steuerzahler
(Vertrauensschutz), die Erhöhung unverzüglich bekannt machen sollen, ergeht
eine gesonderte Hebesatzsatzung, die dieser Vorlage ebenfalls beigefügt ist.

Beratung:
Nach längerer Diskussion und Ärgern sowie Unverständnis über das neue
„Landesgesetz zur Neuregelung der Finanzbeziehungen zwischen dem Land und
den kommunalen Gebietskörperschaften“ (Landesfinanzausgleichsgesetz - LFAG -
), das kleine Gemeinden, die kaum Möglichkeiten zur Entwicklung haben, finanziell
noch stärker belastet, sollte am Ende doch eine Entscheidung stehen.

Um die Handlungsfähigkeit und Entwicklungsmöglichkeit der Ortsgemeinde nicht
zu gefährden, sieht sich der Gemeinderat gezwungen, die Hebesätze möglichst so
zu erhöhen, daß in etwa die gleichen Finanzmittel wie vorher in der Gemeinde
verbleiben, auf der anderen Seite der Bürger nicht über Gebühr finanziell belastet
wird.
Es werden für die Grundsteuer A und B, sowie für die Gewerbesteuer jeweils über
zwei Varianten abgestimmt.

Beschlussvorschlag:
Variante 1 Grundsteuer A + B
1. Die Hebesätze für die Gemeindesteuern werden vom 01.01.2023 an wie

folgt erhöht:

a) Grundsteuer A von z.Zt. 330 v.H. auf 336 v.H.
b) Grundsteuer B von z.Zt. 400 v.H. auf 480 v.H.
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Abstimmungsergebnis:

Ja: 1
Nein: 6
Enthaltung: 0

Variante 2 Grundsteuer A + B

1. Die Hebesätze für die Gemeindesteuern werden vom 01.01.2023
an wie folgt erhöht:

a) Grundsteuer A von z.Zt. 330 v.H. auf 370 v.H.

b) Grundsteuer B von z.Zt. 400 v.H. auf 485 v.H.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 6
Nein: 1
Enthaltung: 0

Variante 1 Gewerbesteuer:

c) Gewerbesteuer von z.Zt. 390 v.H. auf 405 v.H.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 1
Nein: 6
Enthaltung: 0

Variante 2 Gewerbesteuer:

c) Gewerbesteuer von z.Zt. 390 v.H. auf 410 v.H.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 6
Nein: 1
Enthaltung: 0

Der Variante 2 wird somit zugestimmt!

2. Die Hundesteuer wird vom 01.01.2023 an wie folgt erhöht:

• für den ersten Hund von z.Zt. 42 € auf 50 €

• für den zweiten Hund von z.Zt. 84 € auf 100 €

• für jeden weiteren Hund von z.Zt. 96 € auf 100 €

 Gefährliche Hunde das 10-fache

Abstimmungsergebnis:
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Ja: 7
Nein: 0
Enthaltung: 0

TOP 3 Mitteilungen Ortsbürgermeisterin
TOP 3.1 Förderung Feldbergblick

Eine Entscheidung über die finanzielle Förderung für die Gestaltung des
Feldbergblickes erfolgt im März.

TOP 3.2 Schöffenwahl
Vorschläge für die Wahl der neuen Schöffen müssen bis zum 30.6. erfolgen. Hier
wird der Rat gebeten, Vorschläge zu machen.

TOP 3.3 Nachtragshaushalt
Der Nachtragshaushalt wurde genehmigt.

TOP 3.4 Sanierung K 10 Ortslage
Info zur K10 in der Ortslage: Diese ist zwar bis zum Anwesen Ringstraße 6 eine
Kreisstraße und gehört dem Kreis, das Bankett ist laut LBM aber von der Gemeinde
zu ertüchtigen. Da der Teerbelag der K10 in diesem Bereich aber schon sehr viele
Risse aufweist, soll der LBM aufgefordert werden, diese zu sanieren. Dies wurde
bisher von der Gemeinde finanziert.

TOP 4 Anfragen Ratsmitglieder
TOP 4.1 Baugebiet "Am Biotop"

Ratsmitglied Pünger fragte nach der ausgewiesenen Radonbelastung im
Baugebiet „Am Biotop“.

Eine evtl. Radonbelastung wurde nicht gemessen, man geht aber davon aus,
daß aufgrund der Bodenbeschaffenheit der gesamten Region eine mittlere
Belastung wahrscheinlich ist.
Nachzulesen auf:
https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-
immissionsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/

TOP 4.2 Windpark Süd-West
Ratsmitglied Pünger fragt nach dem genauen Beschluss zum „Windpark Süd-
West“.

Der Beschluss ist in der Niederschrift vom 18.10.2022 nachzulesen.

TOP 4.3 Sendemast Mobilfunk
Ratsmitglied Leicher fragte nach, ob es neue Informationen zum neuen Sendemast
Mobilfunk gibt.

Bisher gibt es keine neuen Informationen, die Vorsitzende fragt nochmal
nach.

TOP 4.4 Risse innerörtliche Straßen
Ratsmitglied Alberti machte auf Risse in der Teerdecke der innerörtlichen Straßen
aufmerksam.

https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissionsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/
https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissionsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/
https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissionsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/
https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissionsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/
https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissionsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/
https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissionsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/
https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissionsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/
https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissionsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/
https://lfu.rlp.de/de/arbeits-und-immissionsschutz/radoninformationen/geologische-radonkarte-rlp/
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Die Vorsitzende fragt bei der Verwaltung nach, ob evtl. ein Straßenbauer
hierzu einen Vertrag hat. Das LBM soll aufgefordert werden, im Bereich ihrer
innerörtlichen Kreisstraße tätig zu werden.

TOP 5 Einwohnerfragestunde
Keine Fragen.

__________________________ ____________________________
Ilona Köhler-Heymann Andreas Heymann
Vorsitzender Schriftführer


